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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 11/2042, 11/2122 - 


Entwurf eines Gesetzes über die siebzehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(KOV-Anpassungsgesetz 1988 — KOVAnpG 1988) 


A. Problem 

a) Anpassung der Versorgungsbezüge nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz entsprechend § 56 BVG um den Vomhundertsatz, 
um den sich die verfügbaren Renten aus der Arbeiterrentenver- 
sicherung verändern. 

b) Strukturelle Änderungen des Bundesversorgungsgesetzes. 


B. Lösung 

a) Anhebung der in § 56 BVG näher bestimmten Leistungen um 
3 V. H. 

b) Zustimmung zu den vorgeschlagenen strukturellen Änderun- 
gen: 

1. Einführung eines Unfallschutzes für Begleitpersonen 
Schwerbeschädigter, 

2. uneingeschränkte Einbeziehung von behinderten Familien- 
mitgliedern in die Leistungen der Kriegsopferfürsorge, 

3. Erweiterung der unwiderlegbaren Vermutung, daß ein Zu- 
sammenhang zwischen Schädigung und Notwendigkeit von 
Kriegsopferfürsorgeleistungen besteht, auf Schwerbeschä- 
digte nach Vollendung des 60. Lebensjahres, 
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4. Verzicht auf Anrechnung von Einkommen und Vermögen in 
der Kriegsopferfürsorge bei ausschließlich schädigungsbe- 
dingtem Bedarf, 

5. Anhebung der Ausgleichsrente von Schwerbeschädigten mit 
einer MdE um 70 v. H. auf den Betrag, der bei einer MdE um 
80 V. H. zusteht. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Von der Fraktion der SPD wurden weitergehende Änderungen zur 

strukturellen Weiterentwicklung der Kriegsopferversorgung bean- 
tragt, insbesondere 

1. Einführung von Badekuren für Witwen, 

2. Verdopplung des Zeitraumes, innerhalb dessen Pflegeperso- 
nen nach dem Tod des Pflegezulageempfängers Kuren erhal- 
ten können, 

3. Erhöhung der Zulage für die fremde Führung von Blinden auf 
260 DM monatlich, 

4. Wegfall der zeitlichen Einschränkung von Hilfen zur Weiter- 
führung des Haushaltes im Rahmen der Kriegsopferfürsorge, 

5. Wegfall der Berücksichtigung häuslicher Ersparnisse bei der 
Erholungshilfe, 

6. Einschränkung der Heranziehung der nach bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtigen bei Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge, 

7. Anhebung der Abgeltungsquote beim Berufsschadensaus- 
gleich und beim Schadensausgleich auf 50 v. H., 

8. Gewährung der Alterszulage zur Grundrente der Beschädig- 
ten bereits vom 60. Lebensjahr an, 

9. generelle Anrechnungsfreiheit und Unpfändbarkeit der 
Grundrente, 

10. Nichtberücksichtigung der Pflegezulage bei der Abgeltung 
der Aufwendungen für fremde Pflegepersonen, 

11. Weiterzahlung der zuletzt zustehenden Pflegezulage im Rah- 
men des Sterbegeldes, 

12. Gewährung von Witwen- und Waisenbeihilfe an Hinterblie- 
bene von Beschädigten mit einer MdE von 70 bis 90 v. H. ohne 
Nachweis einer Minderung der Hinterbliebenenversorgung, 

13. Einführung einer besonderen Ausgleichszulage für Witwen 
von Pflegezulageempfängern, 

14. besondere Erhöhung der Elternrenten, 

15. Einführung eines besonderen Freibetrags für Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit bei der Elternrente, 

16. Erhöhung der Mindestelternrente. 
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D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge ergeben sich im 
Haushaltsjahr 1988 Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes in 
Höhe von 135,2 Mio. DM. 

Die Auswirkungen auf die Folgejahre 1989 bis 1991 betragen (in 
Mio. DM); 

1989 1990 1991 

262 251 240 

Durch die strukturellen Änderungen ergeben sich für den Bund 
Mehraufwendungen in Höhe von 26 Mio. DM und die Länder in 
Höhe von 3 Mio. DM. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf — Drucksachen 
11/2042, 11/2122 — in der aus der anhegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 17. Mai 1988 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert Louven 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die siebzehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(KOV-Anpassungsgesetz 1 988 — KOVAnpG 1 988) 

— Drucksache 11/2042 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die siebzehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(KOV-Anpassungsgesetz 1988 — KOVAnpG 1988) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Nr. 2 wird das Zitat „ (§§ 25 bis 27 h) " durch 
das Zitat „(§§25 bis 27 i)" ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „dem Tode 
des Pflegezulageempfängers'' durch die Worte 
„der Beendigung der Pflegetätigkeit" ersetzt. 

3. In § 14 wird die Zahl „198" durch die Zahl „204" 
ersetzt. 

4. In § 15 werden in Satz 1 die Worte „25 bis 162" 
durch die Worte „26 bis 167" und in Satz 2 die 
Zahl „2,487" durch die Zahl „ 2 , 564 “ ersetzt. 

5. In § 25 e Abs. 3 werden im zweiten Halbsatz nach 
den Worten „§ 26 Abs. 6 Satz 2," die Worte 
„§ 26b Abs. 4, § 26c Abs. 8," eingefügt. 

6. In § 25f Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „§27d 
Abs. 1 Nr. 8" durch die Angabe „§ 27d Abs. 1 
Nr. 7" ersetzt. 

7. In §26 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe »§52 
Abs. 3" durch die Angabe „§ 54 Abs. 3" ersetzt. 

8. In § 26 c Abs. 6 wird in Satz 1 die Zahl „299" 
durch die Zahl „308" undin Satz 2 die Zahl „812" 
durch die Zahl „ 837 “ ersetzt. 

9. In § 27 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a wird das Zitat 
„(§ 45 Abs. 2)" gestrichen. 


Entwurf eines Gesetzes 

über die siebzehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(KOV-Anpassungsgesetz 1988 — KOVAnpG 1988) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. IS. 21), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. In § 15 werden in Satz 1 die Worte „25 bis 162" 
durch die Worte „26 bis 167" und in Satz 2 die 
Zahl „2,487" durch die Zahl „2,562" ersetzt. 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. In § 26 c Abs. 6 wird in Satz 1 die Zahl „299" 
durch die Zahl „308" und in Satz 2die Zahl „812" 
durch die Zahl „836" ersetzt. 

9. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

10. In § 27 i wird in Satz 2 das Wort „Auslauf" durch 10. unverändert 
das Wort „Ablauf" ersetzt. 


11. In § 30 Abs. 7 Satz 2 werden die Zahl „370" durch 
die Zahl „381", die Zahl „581" durch die 
Zahl „599" und die Zahl „873" durch die 
Zahl „900" ersetzt. 

12. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatiiche 
Grundrente bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit 

um 30 vom Hundert von 171 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert von 232 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 314 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 398 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 551 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 667 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 799 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

von 900 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä- 
digte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
um 34 Deutsche Mark. " 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch die 
anerkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnhch betroffen sind, erhalten 
eine monatiiche Schwerstbeschädigtenzulage, 
die in folgenden Stufen gewährt wird: 

Stufe I 104 Deutsche Mark, 

Stufe II 211 Deutsche Mark, 

Stufe III 320 Deutsche Mark, 

Stufe IV 427 Deutsche Mark, 

Stufe V 531 Deutsche Mark, 

Stufe VI 639 Deutsche Mark. " 

13. § 32 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
hch bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50, 60 oder 

70 vom Hundert 551 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 667 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 799 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 900 Deutsche Mark. " 

14. In § 33 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a wird die Zahl 
„31 853" durch die Zahl „32 840 " ersetzt. 

15. In § 33a Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „96" durch 
die Zahl „99" ersetzt. 

16. In § 35 Abs. 1 werden in Satz 1 die Zahl „370" 
durch die Zahl „381" und in Satz 2 die 
Worte „628, 891, 1 149, 1488 oder 1 835 Deutsche 
Mark" durch die Worte „647, 919 , 1 185 , 1 534 
oder 1 892 Deutsche Mark" ersetzt. 

17. In § 36 werden in Absatz 1 Satz 2 die Zahl „2 105" 
durch die Zahl „2 170 " und die Zahl „1 053" 
durch die Zahl „1 086 " und in Absatz 3 die Zahl 
„2 105" durch die Zahl „2 170 " ersetzt. 


11. In § 30 Abs. 7 Satz 2 werden die Zahl „370" durch 
die Zahl „381", die Zahl „581" durch die 
Zahl „ 598 " und die Zahl „873" durch die 
Zahl „ 899 " ersetzt. 

12. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatiiche 
Grundrente bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit 

um 30 vom Hundert von 171 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert von 232 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 3 14 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 398 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 550 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 666 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 798 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

von 899 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä- 
digte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
um 34 Deutsche Mark. " 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch die 
anerkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnhch betroffen sind, erhalten 
eine monatiiche Schwerstbeschädigtenzulage, 
die in folgenden Stufen gewährt wird: 

Stufe I 104 Deutsche Mark, 

Stufe II 211 Deutsche Mark, 

Stufe III 319 Deutsche Mark, 

Stufe IV 426 Deutsche Mark, 

Stufe V 530 Deutsche Mark, 

Stufe VI 639 Deutsche Mark. " 

13. § 32 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
hch bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50, 60 oder 

70 vom Hundert 550 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 666 Deutsche Mark, 

um 90 vom Himdert 798 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 899 Deutsche Mark. " 

14. In § 33 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a wird die Zahl 
„31 853" durch die Zahl „32 809 " ersetzt. 

15. unverändert 

16. In § 35 Abs. 1 werden in Satz 1 die Zahl „370" 
durch die Zahl „381" und in Satz 2 die 
Worte „628, 891, 1 149, 1488 oder 1 835 Deutsche 
Mark" durch die Worte „647, 918 , 1 183 , 1533 
oder 1 890 Deutsche Mark" ersetzt. 

17. In § 36 werden in Absatz 1 Satz 2 die Zahl „2 105" 
durch die Zahl „2 168 " und die Zahl „1 053" 
durch die Zahl „1 085 " und in Absatz 3 die Zahl 
„2 105" durch die Zahl „2 168 " ersetzt. 
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18. In § 40 wird die Zahl „522“ durch die Zahl „538“ 
ersetzt. 

19. In §41 Abs. 2 wird die Zahl „522“ durch die 
Zahl „538“ ersetzt. 

20. In §46 werden die Zahl „147“ durch die 
Zahl „152" und die Zahl „276“ durch die 
Zahl „ 285 " ersetzt. 

21. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „ 257 " durch die 
Zahl „265“ und die Zahl „359“ durch die 
Zahl „370“ ersetzt. 

22. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „647“ durch die 
Zahl „ 667 " und die Zahl „439“ durch die 
Zahl „ 453 " ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „130“ durch die 
Zahl „134“ und die Zahl „96“ durch die 
Zahl „99“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „401“ durch die 
Zahl „413“ und die Zahl „292“ durch die 
Zcihl „301“ ersetzt. 

23. In § 53 Satz 2 werden die Zahl „2 105“ durch die 
Zahl „2 170" und die Zahl „1 053“ durch die 
Zahl „1 086 " ersetzt. 

24. § 64 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Für die Festsetzung des Berufsschadens- 
ausgleichs gilt § 30 Abs. 3 bis 9. Bezieht der 
Beschädigte überwiegend ausländisches Ein- 
kommen, tritt an die Stelle seines tatsächhchen 
Einkommens aus gegenwärtiger oder früherer 
Tätigkeit (§30 Abs. 4 Satz 1) das Durch- 
schnittseinkommen der Berufs- oder Wirt- 
schaf tsgruppe, der der Beschädigte im Inland 
angehören würde. Ist die Voraussetzung des 
Satzes 2 nicht gegeben und hat der Beschä- 
digte nach dem 30. Juni 1984 seinen Wohnsitz 
oder gewöhnhchen Aufenthalt ins Ausland 
verlegt, tritt an die Stelle seines bisher erziel- 
ten Erwerbseinkommens das Durchschnitts- 
einkommen der Berufs- oder Wirtschafts- 
gruppe, der der Beschädigte vor der Übersied- 
lung angehört hat. “ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Festsetzung des Schadensaus- 
gleichs gilt § 40a.“ 

25. In § 74 Abs. 1 Satz 1 vhrd das Zitat „(§ 31)“ durch 
das Zitat „(§31 Abs. 1 Satz 1)“ ersetzt. 

26. Dem § 84 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Haben Berechtigte mit Wohnsitz oder ge- 
wöhnhchem Aufenthalt im Ausland im Monat 
Juni 1988 Anspruch auf Berufsschadensausgleich 
oder Schadensausgleich unter Zugrundelegung 
ausländischer Vergleichseinkommen, gilt § 64 c 
in der bis zum 30. Juni 1988 geltenden Fassung, 
solange dies günstiger ist. Dabei ist dem derzeiti- 
gen Einkommen das für den Monat Juli 1988 maß- 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. In §46 werden die Zahl „147“ durch die 
Zahl „151" und die Zahl „276“ durch die 
Zahl „284" ersetzt. 

21. unverändert 


22. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „647“ durch die 
Zahl „666" und die Zcihl „439“ durch die 
Zahl „452" ersetzt. 

b) unverändert 


c) unverändert 


23. In § 53 Satz 2 werden die Zahl „2 105“ durch die 
Zahl „2 168" und die Zahl „1 053“ durch die 
Zahl „1 085" ersetzt. 

24. unverändert 


25. unverändert 


26. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

gebende ausländische Vergleichseinkommen ge- 
genüberzustellen; dieses Vergleichseinkommen 
wird in den Folgejahren jeweils zum 1 . Juli in dem 
gleichen Umfang wie der Bemessungsbetrag 
(§ 33 Abs. 1) verändert.“ 


Artikel la 

Strukturelle Änderungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz, zuletzt geändert 
durch Artikel 1, wird wie folgt geändert: 

1. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Erleidet eine wegen der Folgen der 
Schädigung notwendige Begleitperson, die 
nicht nach § 539 Abs. 1 Nr. 1 oder 7 der Reichs- 
versicherungsordnung versichert ist, einen Un- 
fall, erhält sie wegen der gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf 
Antrag Versorgung wie ein Beschädigter. Vor- 
aussetzung ist, daß sich der Unfall ereignet 

a) auf dem Hin- oder Rückweg zu einer wegen 
Schädigungsfolgen notwendigen stationä- 
ren Maßnahme der Heilbehandlung, Bade- 
kur (§11 Abs. 2) oder stationären berufs- 
fördemden Maßnahme zur Rehabilitation 
nach § 26, 

b) auf dem Hin- oder Rückweg zu einer Stelle, 
bei der der Beschädigte zur Aufklärung des 
Sachverhalts persönlich zu erscheinen hat, 
sofern dieses Erscheinen angeordnet ist, 

c) bei der Durchführung einer der unter Buch- 
stabe a oder b genannten Maßnahmen. 

§ 1 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. In § 25 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „und nicht 
wegen Behinderung Anspruch auf Leistungen 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
haben“ gestrichen. 

3. In § 25 a Abs. 2 Satz 3 erhält die Nummer 2 fol- 
gende Fassung: 

„2. bei Schwerbeschädigten, die das 60. Lebens- 
jahr vollendet haben,“. 

Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

4. In § 25 c Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei ausschließlich schädigungsbedingtem Bedarf 
ist Einkommen nicht einzusetzen.“ 

5. § 32 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 oder 60 vom Hundert 550 Deutsche Mark, 
um 70 oder 80 vom Hundert 666 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 798 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 899 Deutsche Mark.“ 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 
Artikel 2 
unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
hn. 


Entwurf 
Artikel 2 

Berlin-Klausel 


Artikel 3 Artikel 3 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juh 1988 in Kraft. Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels la 

am 1. Juli 1988 in Kraft. Artikel 1 a tritt am 1. Januar 
1989 in Kraft. 
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Bericht des Abgeordneten Louven 


1. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Gesetz- 
entwurf — Drucksache 11/2042 — ist in der 71. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 14. April 1988 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend, an den Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit zur Mitberatung sowie zur 
Mitberatung und gemäß § 96 GO an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen worden. Die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates — Drucksache 11/2122 — wurde mit Druck- 
sache 11/2266 gemäß § 80 Abs. 3 GO überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat die Beratungen in 
seiner 29. Sitzung am 20. April 1988 auf genommen 
und in seiner 30. Sitzung am 4. Mai 1988 abgeschlos- 
sen, wobei er den Voten der mitberatenden Aus- 
schüsse gefolgt ist. 

In ihren Stellungnahmen vom 4. Mai haben die bei- 
den mitberatenden Ausschüsse mehrheitlich empfoh- 
len, dem Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der 
Änderungsanträge der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP zuzustimmen. Den Bericht nach § 96 GO wird der 
Haushaltsausschuß gesondert vorlegen. 

Die Fraktion der SPD hatte im mitberatenden Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
folgende Stellungnahme beantragt: 

„Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit stellt fest, daß der vorliegende Gesetzent- 
wurf weder aus sozialpolitischer noch aus entschädi- 
gungsrechtlicher Sicht der Bedarfssituation der Ver- 
sorgungsberechtigten nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz gerecht wird. Er muß um strukturelle Lei- 
stungsverbesserungen ergänzt werden. Insbesondere 
im Hinblick auf das inzwischen hohe Durchschnittsal- 
ter der Beschädigten (69 Jahre) und der Hinterbliebe- 
nen (75 Jahre) duldet dies keinen weiteren Aufschub 
mehr. Der Ausschuß empfiehlt deshalb dem federfüh- 
renden Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

a) darauf hinzuwirken, daß der Gesetzentwurf um die 

dringlichsten strukturellen Verbesserungen, wie 

etwa 

— die Gewährung von Badekuren für Witwen, 

— die Verdopplung des Zeitraumes, innerhalb 
dessen Pflegepersonen nach dem Ende der 
Pflegetätigkeit bzw. nach dem Tod des Pflege- 
zulagenempfängers Kuren erhalten können, 

— die Erhöhung der Beihilfe für die Begleitung 
von Bünden, 

— die Einbeziehung von behinderten Familien- 
mitghedern in die Kriegsopferfürsorge, 

— die Gewährung der Alterszulage bereits ab dem 
60. Lebensjahr, 


— die Anhebung der Abgeltungsquote beim Be- 
rufsschadens- und Schadensausgleich auf 
50 V. H. oder 

— die überproportionale Anhebung der Elternren- 
ten, 

ergänzt wird, 

b) dem so geänderten Gesetzentwurf zuzustim- 
men. “ 

Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


IL Zum Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht im we- 
senthchen eine Anpassung der Versorgungsbezüge 
nach dem Bundesversorgungsgesetz zum 1. Juli 1988 
vor. 


111. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Bei der Einbringung hat die Bundesregierung ihrem 
Gesetzentwurf einen vorläufigen Anpassungssatz von 
3,1 V. H. zugrunde gelegt. Nachdem nunmehr der An- 
passungssatz in der Rentenversicherung mit 3,0 v. H. 
feststeht, hat der Ausschuß die sich daraus gemäß § 56 
BVG ergebende Änderung der Leistungsbeträge auf- 
grund eines Antrages der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP einstimmig beschlossen. Im übrigen ist der 
Ausschuß den im Regierungsentwurf enthaltenen re- 
daktionellen und klarstellenden Änderungen sowie 
der Änderung bei der Auslandsversorgung gefolgt. 

Aufgrund von Anträgen der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP hat der Ausschuß sich einstimmig für weitere 
Verbesserungen der Kriegsopferversorgung entschie- 
den: 

1. Einführung eines Unfallschutzes für Begleitperso- 
nen Schwerbeschädigter, 

2. uneingeschränkte Einbeziehung von behinderten 
Familienmitgliedern in die Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge, 

3. Erweiterung der unwiderlegbaren Vermutung, daß 
ein Zusammenhang zwischen Schädigung und 
Notwendigkeit von Kriegsopferfürsorgeleistungen 
besteht, auf Schwerbeschädigte nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres, 

4. Verzicht auf Anrechnung von Einkommen und 
Vermögen in der Kriegsopferfürsorge bei aus- 
schließlich schädigungsbedingtem Bedarf, 
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5. Anhebung der Ausgleichsrente von Schwerbe- 
schädigten mit einer MdE um 70 v. H. auf den Be- 
trag, der bei einer MdE um 80 v. H. zusteht. 

Die Anträge zu 2. und 3. waren inhaltsgleich mit An- 
trägen der Fraktion der SPD. Diese wurden im Laufe 
der Beratungen zu einem gemeinsam von allen Frak- 
tionen getragenen Antrag gemacht. 

Der Antrag der Fraktion der SPD, die strukturellen 
Verbesserungen schon zum 1. Juli 1988 und nicht erst 
zum 1. Januar 1989 in Kraft treten zu lassen, wurde 
mit den Stimmen der MitgÜeder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitghe- 
der der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN abgelehnt. 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge ab 

I. Juli 1988 verringern sich unter Berücksichtigung 
des gegenüber dem Regierungsentwurf veränderten 
Anpassungssatzes im Haushaltsjahr 1988 die Mehr- 
aufwendungen für den Bund auf 135,2 Mio. DM. 

Durch die vom Ausschuß aufgrund der Anträge der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP beschlossenen 
weiteren Änderungen entstehen im Haushaltsjahr 
1989 Mehraufwendungen in Höhe von 26 Mio, DM 
für den Bund, 

Die Fraktion der SPD hatte weitergehende Änderun- 
gen beantragt. Die Anträge, denen sich die Fraktion 
DIE GRÜNEN angeschlossen hatte, betrafen folgende 
Leistungsverbesserungen, und zwar bereits mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1988: 

1. Einführung von Badekuren für Witwen, 

2. Verdopplung des Zeitraumes, innerhalb dessen 
Pflegepersonen nach dem Tod des Pflegezula- 
geempfängers Kuren erhalten können, 

3. Erhöhung der Zulage für die fremde Führung von 
Blinden auf 260 DM monatlich, 

4. Wegfall der zeitlichen Einschränkung von Hilfen 
zur Weiterführung des Haushaltes im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge, 

5. Wegfall der Berücksichtigung häuslicher Erspar- 
nisse bei der Erholungshilfe, 

6. Einschränkung der Heranziehung der nach bür- 
gerhchem Recht Unterhaltspflichtigen bei Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge, 

7. Anhebung der Abgeltungsquote beim Berufs- 
schadensausgleich und beim Schadensausgleich 
auf 50 V. H., 

8. Gewährung der Alterszulage zur Grundrente der 
Beschädigten bereits vom 60. Lebensjahr an, 

9. generelle Anrechnungsfreiheit und Unpfändbar- 
keit der Grundrente, 

10. Nichtberücksichtigung der Pflegezulage bei der 
Abgeltung der Aufwendungen für fremde Pflege- 
personen, 

II. Weiterzahlung der zuletzt zustehenden Pflegezu- 
lage im Rahmen des Sterbegeldes, 

12. Gewährung von Witwen- und Waisenbeihilfe an 
Hinterbhebene von Beschädigten mit einer MdE 


von 70 bis 90 v. H. ohne Nachweis einer Minde- 
rung der Hinterbliebenenversorgung, 

13. Einführung einer besonderen Ausgleichszulage 
für Witwen von Pflegezulageempfängern, 

14. besondere Erhöhung der Elternrenten, 

15. Einführung eines besonderen Freibetrags für Ein- 
kommen aus Erwerbstätigkeit bei der Eltern- 
rente, 

16. Erhöhung der Mindesteitemrente. 

Die Fraktion der SPD hat damit im wesentlichen ihre 
Anträge zum 16. Anpassungsgesetz-KOV, die von 
den Fraktionen der CDU/CSU und FDP abgelehnt 
worden waren sowie Anregungen des Bundesrates in 
seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf aufge- 
griffen. 

Die MitgÜeder der Fraktion der SPD betonten, daß die 
vorgeschlagenen Verbesserungen — angesichts der 
bis heute fortdauernden Einkommensminderungen 
infolge der Haushaltsbegleitgesetze 1983 und 1984 — 
zur angemessenen wirtschaftlichen Versorgung der 
Kriegsbeschädigten notwendig seien. 

Die MitgÜeder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
wiesen darauf hin, daß die vorgesehene Erhöhung der 
Renten deutlich über der zu erwartenden Preissteige - 
mngsrate liege, so daß die Einkommenssituation der 
Kriegsopfer auch real merklich verbessert werde. 

Im Rahmen der KoaÜtionsvereinbamng sei festgelegt, 
daß in dieser Legislaturperiode das Leistungssystem 
der Kriegsopferversorgung durch strukturelle Verbes- 
serungen weiterentwickelt werde, um ein sozial aus- 
gewogenes Versorgungsniveau zu erreichen. Im er- 
sten Halbjahr 1989 werde darüber entschieden, wel- 
che weiteren strukturellen Verbesserungen sachlich 
geboten und finanziell möglich seien. Die von der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN be- 
antragten strukturellen Verbessemngen seien mit ei- 
nem Kostenvolumen von mehr als 600 Mio. DM pro 
Jahr verbunden. 

Die MitgÜeder der Fraktion der SPD hielten dem ent- 
gegen, daß im Hinbück auf die altersbedingte beson- 
dere Situation bei den Kriegsopfern und dem inzwi- 
schen hohen Durchschnittsalter der Versorgungsbe- 
rechtigten (Beschädigte 69 Jahre, Hinterbliebene 
75 Jahre) ein weiteres Hinausschieben der dringend 
notwendigen stmkturellen Leistungsverb essemngen 
auf das Jahr 1989 nicht vertretbar sei. 

Die MitgÜeder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
lehnten die Änderungsanträge der Fraktion der SPD 
ab, soweit sie sich inhaltlich nicht mit ihren Anträgen 
deckten. Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP, die von ihnen beantragten Änderungen erst 
am 1. Januar 1989 in Kraft treten zu lassen, wurde 
gegen die Stimmen der MitgÜeder der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Der Ausschuß forderte den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung auf, bis zum Jahresende dem Aus- 
schuß zu berichten, 
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— inwieweit die Regelungen über den Ausgleich 
des beruflichen Schadens den schädigungsbe- 
dingten Einkommensverlust ausgleichen und 

— wie bei einer weiteren Erhöhung der Abgeltungs- 
quote beim Berufsschadensausgleich und Scha- 
densausgleich vermieden werden könne, daß sich 
insgesamt Ausgleichsleistungen ergeben, die den 
schädigungsbedingten Einkommensverlust über- 
steigen. 


IV. Besonderer Teil 

Soweit die Vorschriften vom Ausschuß unverändert 
gebilligt wurden, wird auf die Begründung im Regie- 
rungsentwurf verwiesen. Zu den vom Ausschuß be- 
schlossenen Änderungen und Ergänzungen wird auf 
folgendes hingewiesen: 


1. Zu Artikel 1 Nr. 4, 8, 11-14, 16, 17, 20, 22 und 
23 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung enthalte- 
nen Beträge beruhen auf einer vorläufigen Berech- 
nung des Steigerungssatzes der Renten in der gesetz- 
hchen Rentenversicherung. Nunmehr steht mit 
3,0 V. H. der endgültige Anpassungssatz fest. 


2. Zu Artikel 1 a Nr. 1 

Durch die Vorschrift werden Begleiter von Schwer- 
kriegsbeschädigten gegen die langfristigen Folgen 
von Unfällen abgesichert, die sie während ihrer Be- 
gleitertätigkeit erleiden. Das ist erforderhch, soweit 
die Begleitperson nicht aufgrund eines Arbeitsver- 
hältnisses oder aufgrund ihrer Tätigkeit im Wohl- 
fahrtswesen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
versichert ist. 

Geschützt wird die Begleitertätigkeit bei stationären 
Maßnahmen der medizinischen und beruflichen Re- 
habilitation oder wenn das persönliche Erscheinen 
des Beschädigten zur Aufklärung des Sachverhaltes 
angeordnet ist. 

Voraussetzung für diesen versorgungsrechtiichen Un- 
fallschutz ist, daß die Begleitung infolge der Schädi- 
gung notwendig ist und die Maßnahme wegen der 
Schädigungsfolgen stattfindet. 


3. Zu Artikel 1 a Nr. 2 

Nach § 25 Abs. 2 BVG ist es Aufgabe der Kriegsopfer- 
fürsorge, sich der Beschädigten und ihrer Famihen- 
mitgheder in allen Lebenslagen anzunehmen. Dem- 
entsprechend haben nach § 25 Abs. 4 Satz 1 BVG Be- 
schädigte grundsätzhch Anspruch auf Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge auch für Familienmitglieder. Die- 
ser Anspruch ist jedoch bei behinderten Familienmit- 
gliedern auf nichtbehinderungsbedingte Leistungen 
(z. B. Erziehungsbeihilfe) beschränkt. Hinsichtlich der 
wegen ihrer Behinderung erforderlichen Leistungen 


(z. B. Eingliederungshilfe, Hilfe zur Pflege) werden 
die Famihenmitgheder derzeit auf Ansprüche nach 
anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften und da- 
mit praktisch auf die Sozialhilfe verwiesen. Diese Ver- 
weisung widerspricht dem entschädigungsrechthch 
begründeten Vorrang der Kriegsopferfürsorge und 
führt dazu, daß bei Leistungen für behinderte Famili- 
enmitglieder — je nach der Art der Hilfe — unter- 
schiedliche Behörden zuständig sind. Gegen diese 
teilweise Ausgrenzung behinderter Familienmitglie- 
der spricht im übrigen, daß nach dem Tod des Beschä- 
digten seine versorgungsberechtigten Hinterbliebe- 
nen Anspruch auf Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
auch wegen Behinderung haben. 


4. Zu Artikel la Nr.3 

Beschädigte und Hinterbhebene erhalten Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge, wenn sie infolge der Schädi- 
gung nicht in der Lage sind, den im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge abzugeltenden Bedarf zu dek- 
ken. 

Ein Zusammenhang zwischen Schädigung und Not- 
wendigkeit der Leistung (wirtschaftliche Kausalität) 
wird allgemein vermutet, sofern nicht das Gegenteil 
offenkundig oder nachgewiesen ist. Der Zusammen- 
hang wird stets angenommen bei bestimmten Grup- 
pen von Schwerbeschädigten sowie bei Hinterbliebe- 
nen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben. Um sie 
mit den Hinterbliebenen gleich zu behandeln, werden 
Schwerbeschädigte nach Vollendung des 60. Lebens- 
jahres in die Rechtsvermutung einbezogen. 


5. Zu Artikel 1 a Nr. 4 

Bei den ergänzenden Individualhilfen der Kriegsop- 
ferfürsorge handelt es sich — mit Ausnahme der Maß- 
nahmen zur beruflichen Rehabilitation — um einkom- 
mens- und vermögensabhängige Leistungen. Derzeit 
kann nach § 25 c Abs. 3 BVG, § 44 Verordnung zur 
Kriegsopferfürsorge bei ausschließlich schädigungs- 
bedingtem Bedarf — z. B. Kosten der Einrichtung und 
Verwahrung eines notariellen Testaments von Kriegs- 
bhnden, Lehrfahrten für schädigungsbedüngt Fahr- 
taughche — vom Einsatz des Einkommens des Be- 
schädigten nach Lage des Einzelfalles ganz oder teil- 
weise abgesehen werden. Es ist entschädigungsrecht- 
hch angezeigt, in diesen Fällen generell auf den Ein- 
satz von Einkommen und Vermögen des Beschädig- 
ten zu verzichten. 

Die Neuregelung gilt nach § 25f Abs. 1 BVG für den 
Einsatz und die Verwertung von Vermögen des Be- 
schädigten entsprechend. 


6. Zu Artikel 1 a Nr. 5 

Die Ausgleichsrente dient der Sicherstellung des Le- 
bensunterhalts. Auf sie wird Einkommen angerech- 
net. 
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Unter Berücksichtigung des Zwecks dieser Leistung 
ist eine so weitgehende Differenzierung dieser Lei- 
stung nicht geboten. Die Zusammenfassung der Lei- 
stung bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 


70 V. H. mit der bei 80 v. H. berücksichtigt, daß mit 
dem 15. Anpassungsgesetz die Ausgleichsrente für Be- 
schädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 und 60 v. H. bereits angehoben worden ist. 


Bonn, den 17. Mai 1988 


Louven 

Berichterstatter 
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